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2 + 3 + 2 = Mehr als nur 
7 Jahre Wohlfahrtsverlust
Freizügigkeit ist laut der Menschenrechts-
erklärung der Vereinten Nationen ein Men-
schenrecht. Auch in Deutschland wird die-
ses Recht durch das Grundgesetz ge-
schützt – allerdings nur in einer abge-
schwächten Form, da es nur für deutsche
Bürger gilt. Kein Deutscher darf daran ge-
hindert werden, innerhalb des Bundesge-
bietes den Aufenthaltsort, den Wohnsitz
und den Ort seiner Berufstätigkeit frei zu
wählen. Dieses kann nur in wenigen be-
gründeten Fällen eingeschränkt werden.
In der Europäischen Union hat man mit
der Schaffung des gemeinsamen Mark-
tes die Freizügigkeit für Arbeitnehmer
schließlich auf alle Arbeitnehmer von EU-
Mitgliedstaaten ausgedehnt. Diese Frei-
zügigkeit nimmt in der EU sogar eine her-
ausragende Stellung ein, versteht sich
die Union doch als Wirtschaftsunion. Sie
garantiert gerade deshalb insbesondere
die Einhaltung ihrer vier Grundfreiheiten.
Arbeitnehmerfreizügigkeit in Europa um-
fasst das Recht für EU-Bürger, in einen
anderen EU-Mitgliedstaat zu ziehen, dort
eine Beschäftigung anzunehmen und sich
dort mit Familie niederzulassen. Jegliche
Diskriminierung ob der Nationalität ist den
Mitgliedstaaten verboten, und über die-
se Nichtdiskriminierung wacht die EU be-
sonders scharf.
Allerdings kennt man in Europa für das
Menschenrecht Freizügigkeit nach wie vor
viele Einschränkungen. Menschen außer-
halb der EU – etwa denjenigen aus afri-
kanischen Staaten – verwehrt man weit-
gehend die Möglichkeit, ihren Lebensun-
terhalt in Europa zu bestreiten. Auch für
Bürger innerhalb der EU bemühen sich
die Nationalstaaten immer wieder um
mehr oder weniger einfallsreiche Möglich-
keiten, das Verbot der Diskriminierung zu
umgehen. Man denke z.B. nur an die Ent-
senderichtlinie. Allen solchen Versuchen
ist gemeinsam, dass Staaten versuchen,
sich vor der Zuwanderung von Personen
aus einkommensschwächeren Staaten zu
»schützen«.
Einen solchen Fall bilden auch die Über-
gangsregelungen zur Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit, die zum Beitrittsvertrag 2003
vereinbart wurden. Die Einkommensdif-
ferenzen zwischen den EU15-Staaten
und den neuen osteuropäischen Mitglie-
dern (EU8) sind bedeutend. Eine Einkom-
menskonvergenz wird nicht schnell zu er-
reichen sein. Daher wird erwartet, dass
das Recht auf Freizügigkeit zu einer mas-
siven Ost-West-Wanderung von Arbeit-
nehmern in Europa führen wird, die sich
belastend auf die EU15-Staaten auswirkt.
Davor haben die Bürger der alten EU-Mit-
gliedstaaten Angst. Sie sind der Meinung,
dass die Immigration bereits zu hoch aus-
fällt. Eine Mehrheit ist sogar für einen Im-
migrationsstopp.
Gemäß den Übergangsregelungen zum
Beitrittsvertrag kann die Einführung von
Teilen der Gemeinschaftsbestimmungen
zur Freizügigkeit von osteuropäischen
Arbeitnehmern in der erweiterten EU von
ihren Mitgliedstaaten für eine Höchst-
dauer von sieben Jahren ausgesetzt
werden. Dieser Zeitraum ist nach der
Formel »2 plus 3 plus 2« in drei Phasen
unterteilt. Die erste Phase der Über-
gangsregelungen endet am 30. April
2006. Nach dem Abschluss dieser Pha-
se müssen die EU15-Mitgliedstaaten der
freizügigkeit festgehalten werden?
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Die Möglichkeiten der Mitgliedsstaaten, die Freizügigkeit
einzuschränken, sind substanziell. Der Wunsch nach ei-
ner solchen Einschränkungsmöglichkeit war zum Beitritts-
zeitpunkt in fast allen europäischen Staaten vorhanden.
Nur Schweden, Irland und Großbritannien führten keine
Beschränkungen ein. In allen anderen Staaten wurde (zu-
nächst einmal auf zwei Jahre) ein System aus Arbeitsge-
nehmigungen und Quotierungen eingeführt – so auch in
Deutschland, das sich aufgrund seiner direkten Grenzla-
ge zu Osteuropa besonders »schützen« zu müssen glaub-
te. »Geschützt« werden hierbei üblicherweise wirtschaft-
liche Interessen der Staaten, zudem geht es den verant-
wortlichen Politikern noch um die Verbesserung der Inte-
gration der Zuwanderer.
Die Gründe für Freizügigkeit
Jede Einschränkung des Rechtes auf Freizügigkeit ist be-
dauerlich, handelt es sich doch um ein Menschenrecht.
Mit den Vorteilen von Freizügigkeit könnte man Bücher fül-
len. Zumindest dreierlei soll hier aber explizit angeführt
werden: 
1. Freizügigkeit von Produktionsfaktoren erhöht unter neo-
klassischen Rahmenbedingungen die Wohlfahrt der be-
teiligten Länder. Rationale Faktorinhaber bieten ihren
Produktionsfaktor dort an, wo er besonders knapp und
teuer ist. Eine Zuwanderung von Arbeitnehmern aus den
osteuropäischen Staaten ist zu erwarten, wenn für Ar-
beitnehmer höhere Löhne als in den osteuropäischen
Staaten gezahlt werden. Dies ist nahezu überall in West-
europa der Fall, sind die osteuropäischen Staaten doch
wesentlich einkommensschwächer und ihre Arbeiter
auch vergleichsweise unproduktiver, da der ihnen zur
Verfügung stehende Kapitalstock geringer ist. Freihan-
del kann Freizügigkeit teilweise substituieren. Dies gilt
aber nur für handelbare Güter und Dienstleistungen.
Ein großer Teil der Dienstleistungen wie auch alle nicht-
handelbaren Güter müssen auf die im Inland verfügba-
ren Produktionsfaktoren zurückgreifen. Ein Zustrom ost-
europäischer Arbeiter bewirkt hier eine Verbilligung des
Produktionsfaktors Arbeit, und dies beschert den Deut-
schen steigende Kapital- wie Humankapitaleinkünfte so-
wie sinkende Güterpreise. Alle komplementär genutz-
ten Faktoren gewinnen, die Konsumenten stellen sich
ebenfalls besser. Was Deutschland im Standortwettbe-
werb um Kapital geradezu herbeisehnt – eine Zuwan-
derung nämlich – wird auf dem Arbeitsmarkt abgelehnt.
Dies ist gesamtwirtschaftlich unsinnig – auch wenn deut-
sche Arbeitnehmer ausländischem Konkurrenzdruck
ausgesetzt werden.
2. Freizügigkeit zwischen Staaten gibt mobilen Bürgern
zweitens die Möglichkeit, sich wie ein Kunde zwischen
verschiedenen Angeboten zu entscheiden – für jenes
Angebot, welches seinen Präferenzen am nächsten
kommt. Insofern nimmt man eine bewusste Verschlech-
terung der Wohlfahrtsposition all jener in Kauf, deren Zu-
zug man jetzt beschränkt. Man verringert die ihnen zur
Auswahl stehende Anzahl an staatlichen Institutionen.
Die Auswirkung dessen betrifft aber nicht nur die Wan-
derungswilligen. Die Freiheit der Entscheidung, wo man
lebt und arbeitet, führt wiederum dazu, dass Staaten mit
als ungünstig erachteten Institutionen nicht mehr aus-
gewählt werden, also im Standortwettbewerb um mo-
bile Produktionsfaktoren verlieren. Nun wird sich in ei-
nem demokratischen System zwar keine Mehrheit der
Bevölkerung dauerhaft mit unvorteilhaften institutionel-
len Bedingungen abfinden – sie wird eine Regierung, die
dies versucht, mit Abwahl strafen. Politische Minder-
heiten jedoch müssen mit Benachteiligungen rechnen
– und genau diesen können sie mit staatenübergreifen-
der Mobilität entkommen. Eine solche Ausbeutung bzw.
ungünstige Regelungen für Teile der Bevölkerung wer-
den bei der freien Auswahl des Wohnsitzes und Arbeits-
platzes bestraft. Die Ausbeutung von Bürgern stellt sich
insgesamt schwieriger dar. Dies hilft allen, auch den In-
ländern, muss der Staat doch insgesamt sein Güteran-
gebot und seine Regeln so aufstellen, dass er für die
Produktion von Gütern attraktiv bleibt, will er Steuer-
aufkommen erzielen.
3. Das dritte Argument für Freizügigkeit betrifft die politische
Stabilität der Europäischen Union. Dem Unionsbürger
stehen diverse Freiheiten offen, die Möglichkeit freier Ar-
beitsplatzsuche ist indes eine für ihn direkt offensichtli-
che, und sie ist als eine der vier Grundfreiheiten auch von
der EU bewusst an zentraler Stelle verankert worden.
Eine Diskriminierung dieses Rechtes führt unweigerlich
zu einer Differenzierung in EU-Bürger erster und zweiter
Klasse. Dies kann für die innere Stabilität der EU schwer-
wiegende Folgen haben. 
Die Ängste der deutschen Bevölkerung
Trotzdem müssen die Politiker die Ängste der Bürger vor Im-
migration natürlich ernst nehmen. Folgende Gründe stellen
sie dabei für Einschränkungen in den Vordergrund:
1. Erstens sei es wichtig, die Migration zu steuern. Damit
könne man das Ausmaß der Migration begrenzen und
sich diejenigen Arbeitskräfte aussuchen, die man bekom-
men möchte. Dieses Argument ist indes gefährlich. Es
erinnert an jene Zeiten in Osteuropa, als der Staat über
den Aufenthaltsort seiner Bürger bestimmte – eine Steue-
rung der Migration steht konträr zum Wesen des Men-
schenrechtes auf Freizügigkeit. Und was das Aussuchen
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von Arbeitskräften betrifft, so weiß der Marktmechanis-
mus zumeist am besten, was wo fehlt und wo keine Ar-
beitskräfte gebraucht werden. Vergleichsweise unquali-
fizierte Arbeitnehmer sind in Westeuropa eben knapper
als in Osteuropa. Auch wenn sich die Situation im Ver-
gleich zu früher durch ihre teilweise Freisetzung im Be-
reich handelbarer Güter mittlerweile entspannt hat, sind
Geringqualifizierte in Deutschland immer noch vergleichs-
weise gut bezahlt. Eine Zuwanderung osteuropäischer
Konkurrenz wird ihren Lohn sinken lassen – und damit
viele arbeitsintensiv produzierte Güter und Dienstleistun-
gen erheblich verbilligen.
2. Das zweite Argument zur Einschränkung der Freizügig-
keit, und vielleicht noch das sinnvollste und ehrlichste,
ist das Problem der Integration von Ausländern. Eine wirk-
liche Einwanderungspolitik fehlt Deutschland bisher. Ein-
wanderer erhalten nur geringe Hilfe bei ihrer Integration,
es ist zudem sehr schwierig für sie, die deutsche Staats-
bürgerschaft zu erhalten. Ein sinnvolles Verfahren zur
erleichterten Integration von Ausländern zu entwickeln,
ist seit langem überfällig. Dieses könnte einerseits die
Probleme vieler Migranten, andererseits aber auch die
Probleme der Deutschen mit den Migranten zu lösen hel-
fen. Obwohl dies lange bekannt ist und diskutiert wird,
liegt eine Umsetzung aber nach wie vor in weiter Ferne.
Erst ein hoher Reformdruck wird hier für politische Be-
wegung sorgen können. Dieser Druck kommt aber erst
durch die Grenzöffnung. Und solange man diese vor sich
her schieben kann, kann man dies auch mit den Refor-
men zur Verbesserung der Ausländerintegration.
3. Drittens wird die geringe Aufnahmekapazität des Arbeits-
marktes als zentrales Hindernis für eine vollständige
Grenzöffnung hingestellt. Verschleppte institutionelle Re-
formen haben in vielen europäischen Staaten, insb. den
Flächenländern, zu einer hohen strukturellen Arbeitslo-
sigkeit geführt. Deutschland sieht sich in der ungünsti-
gen Lage, dass gerade die Regionen im Osten an der
Grenze zu den EU8, wo der größte Migrationsdruck be-
fürchtet wird, extrem unter einem Überangebot an Ar-
beitskräften leiden. Zur Beurteilung der Relevanz dieses
Hindernisses ist es wichtig, die Ursachen der Arbeits-
marktmisere in Europa richtig einzuordnen. Die Arbeits-
losigkeit ist überwiegend struktureller Natur. Ihre Verant-
wortung liegt bei nationalen Institutionen (Blanchard
1999). Kollektive Lohnverhandlungen sorgen in weiten
Teilen der Wirtschaft für ein hohes, inflexibles und nicht
hinreichend gemäß den unterschiedlichen Produktivitä-
ten differenzierendes Lohnniveau. Die fehlende Differen-
zierung macht sich in räumlicher, sektoraler wie qualifi-
katorischer Hinsicht in Arbeitslosigkeit bemerkbar. Res-
triktive Kündigungsschutzregelungen erschweren eine
schnelle Anpassung an ökonomische Schocks. Großzü-
gige Sozialleistungen verhindern eine starke Konkur-
renz auf dem Arbeitsmarkt durch Arbeitslose. Hier sind
die Staaten besonders einfallsreich gewesen: Arbeitslo-
sengeld, soziale Mindestsicherung, staatlich finanzierte
Beschäftigungsmaßnahmen auf einem zweiten Arbeits-
markt, Ausbau des Staatssektors, Unterstützung nieder-
gehender Sektoren, Frühverrentung, großzügige Aner-
kennungen von Invalidität, alles war den europäischen
Regierungen recht, um die Arbeitslosen vom Arbeits-
markt wegzulocken. Und weil die besonders betroffenen
Regionen in Ostdeutschland, Süditalien oder Südspa-
nien dies nicht alleine bezahlen konnten, wurden sie mit
interregionaler Umverteilung dafür unterstützt. Daher ver-
wundert es nicht, dass die anstehende Migration nun als
drohend wahrgenommen und nicht freudig erwartet wird.
Doch dies sollte sie nicht, im Gegenteil sollte man sich
gerade als Politiker auf sie freuen: Sie erhöht allenfalls
den Druck auf die ineffizienten Systeme auf Europas Ar-
beitsmärkten. Die Anzahl der Arbeitsplätze ist keinesfalls
exogen vorgegeben, man kann sie mit entsprechenden
staatlichen Reformen beeinflussen. Und sie verändert
sich zudem auch in Abhängigkeit anderer Produktions-
faktoren wie Kapital und Humankapital. Eine Zuwande-
rung ausländischen Humankapitals kann daher dem
deutschen Arbeitsmarkt nur gut tun – und eine solche
Zuwanderung aus Osteuropa ist bei einer Grenzöffnung
nicht unwahrscheinlich (Straubhaar 2001). Die Bundes-
regierung sollte – dies war die vordergründige Idee der
Übergangsregelungen – durch Strukturreformen am Ar-
beitsmarkt Deutschland auf die Einwanderung der Ost-
europäer vorbereiten. Dies ist bisher nicht geschehen –
man verlässt sich darauf, noch fünf weitere Jahre Zeit
zu haben für die notwendigen Anpassungen. Die Struk-
turreformen am Arbeitsmarkt werden verschleppt, und
die Probleme sind damit auch hier eine Folge von zu
wenig und nicht von zu viel Freizügigkeit (Berthold und
Neumann 2004).
Im Zusammenhang mit der Aufnahmefähigkeit taucht auch
immer wieder die Mär von der Überbelastung des heimi-
schen Sozialstaates durch osteuropäische Migranten auf.
Dabei wird der Einfachheit halber unterstellt, die Migranten
wollten und könnten nur deshalb zuwandern, um in den Ge-
nuss hiesiger Sozialleistungen zu kommen. Ein solcher Ef-
fekt mag vorhanden sein, ihn aber als bedeutend für die Fra-
ge nach dem Recht auf Arbeitnehmerfreizügigkeit hinzustel-
len, verfehlt das Thema. Denn freizügig ist in der EU ohne-
hin nur derjenige, der selbst für seinen Lebensunterhalt auf-
kommen kann, nämlich der Arbeitnehmer. Wenn ein Land
darüber hinaus soziale Leistungen gewährt, so ist dies eine
Angelegenheit des entsprechenden Landes. In Deutschland
genügt den meisten Ausländern bereits der Aufenthalt, um
Anspruch auf zumindest eine soziale Mindestsicherung zu
haben. Aber diese Bedingung kann jederzeit verschärft wer-
den. Luxemburg etwa stellt die Voraussetzung eines fünf-
jährigen ständigen Wohnsitzes als Hürde vor den Bezug der
staatlichen Mindestsicherung, in Dänemark gibt es die Min-
destsicherung nur ein Jahr lang, wenn man nicht bereits drei
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Jahre den Wohnsitz in Dänemark hatte. Auf diese Weise
kann man Sozialtourismus schnell in den Griff bekommen.
Wer aber nach Deutschland kommt, um zu arbeiten, der
zahlt in unsere sozialen Sicherungssysteme zunächst ein-
mal ein. Und damit entschärft er die Situation in der Sozia-
len Sicherung.
Warum wir Freizügigkeit brauchen – heute
Nun ist das stärkste Argument, das Ökonomen für Freizü-
gigkeit üblicherweise anführen, das oben beschriebene ei-
nes Wohlfahrtsgewinnes für alle. Hier setzen manche Kri-
tiker an, indem sie die restriktiven Annahmen des Gedan-
kenganges kritisieren. Denn in der Realität kommt es eben
nicht bloß zu einer gleichmäßigen Verteilung der Arbeits-
kräfte – es kommt zu einer Ballung an bestimmten Orten.
Cluster bilden sich, Agglomerationsräume entstehen. Die
EU ist voll von solchen Agglomerationsräumen, und die
Förderung der Peripherie mittels Strukturfonds ist dement-
sprechend eine große Sorge der EU. Die Peripherie zeich-
net sich dadurch aus, dass sie ein geringeres Einkom-
men, eine hohe Arbeitslosigkeit und eine trotz geringen Ka-
pitalstocks nur vergleichsweise kleine Anziehungskraft auf
Kapital aufweist. Genau hier kann man daher Kritik an der
Migration ansetzen: Eine Migration von Ost- nach Westeu-
ropa zementiert Ballungsräume in Westeuropa und hin-
terlässt Peripherie im Osten (Faini 2003). Dies könnte man
mittels temporärer Einschränkungen der Freizügigkeit ver-
hindern. Interessant ist hierbei das Verhalten der beteilig-
ten Parteien im vorliegenden Fall der Osterweiterung: Der
Agglomerationsraum möchte seine Rolle offenbar nicht ha-
ben. Westeuropas Staaten wollen vom höheren Einkom-
men aus Agglomerationsvorteilen nichts wissen. Und die
ärmeren Staaten im Osten auf der anderen Seite wollen die
Abwanderung nicht verhindern – sie sind für die Grenz-
öffnung. Unter ökonomischen Gesichtspunkten ist dies
komplett widersinnig.
Über eines darf man sich als Deutscher keine Illusionen ma-
chen: Humankapital ist mobiler als einfache Arbeit, und die
Höchstqualifizierten wandern zuerst. Und weil diese jetzt be-
reits unterwegs sind, suchen sie (zwangsweise) Aufnahme
in Irland, Großbritannien und Schweden. Dies bedeutet, dass
die Deutschen momentan mit ihren Restriktionen diesen drei
Staaten den Weg ebnen, ihre Ballungsvorteile auszubauen.
Dabei hätte Deutschland solche Ballungsvorteile ebenfalls
bitter nötig. Die Chancen, zu dem Ballungsgebiet mitten in
der EU zu werden, waren nie zuvor so gut wie nach Auf-
nahme der EU8. Man müsste nur die Grenzen jetzt öffnen,
und dies wäre die riesige Chance
• den Reformdruck auf den Arbeitsmärkten zu verstärken,
• für mehr Beschäftigte und damit auch mehr Einzahler in
die Systeme der Sozialen Sicherung zu sorgen,
• zum Agglomerationsraum und zur Drehscheibe in Europa
zu werden
• und damit auch endlich die nötigen Wachstumsimpulse
zu bekommen.
Doch es erscheint momentan fraglich, ob Deutschland die-
se Chance wahrnehmen möchte. Allenfalls niedrigqualifizier-
te Schwarzarbeiter kommen über die Grenze. Es steht zu
befürchten, dass man die besser qualifizierten Ausländer,
die Ballungsvorteile, die Reformen und das Wachstum lie-
ber noch weitere fünf Jahre warten lässt. Gut möglich, dass
diese statt zu warten dann lieber nach Irland oder Großbri-
tannien abwandern. Denn wer zu spät die Tore öffnet, ver-
passt die Besten unter den Auswanderern.
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Der gesteuerte Zugang zum deutschen
Arbeitsmarkt bleibt notwendig
Am 1. Mai 2004 sind zehn neue Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union beigetreten. Es handelt sich damit um die
größte Erweiterung in der Geschichte der EU. Die Bundes-
regierung hat sich nachdrücklich für diese Erweiterung ein-
gesetzt. Viele der neuen Mitgliedstaaten verzeichnen ein
beachtliches Wirtschaftswachstum und schließen zuneh-
mend wirtschaftlich zu den alten Mitgliedstaaten auf. Es
darf aber auch nicht verkannt werden, dass die neuen
mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten bei weitem
noch nicht am Ziel ihres wirtschaftlichen und sozialen Auf-
holprozesses sind.
Die Heranführung der neuen Mitgliedstaaten hat schon un-
mittelbar nach dem Fall des »Eisernen Vorhangs« begon-
nen. Bereits Anfang der neunziger Jahre des letzten Jahr-
hunderts wurden so genannte Europa-Abkommen mit den
mittel- und osteuropäischen Staaten geschlossen, die ei-
nen erleichterten Zugang zur EU ermöglichten. Zur selben
Zeit hat Deutschland mit verschiedenen mittel- und ost-
europäischen Staaten Werkvertrags- und Gastarbeitneh-
merabkommen geschlossen und so den deutschen Ar-
beitsmarkt bereits im Vorfeld des Beitritts in gewissem Ma-
ße geöffnet.
Der Prozess der schrittweisen Anpassung ist mit dem Bei-
tritt der neuen Mitgliedstaaten nicht abgeschlossen. Zu-
dem handelt es sich um einen beiderseitigen Prozess, d.h.
neue ebenso wie alte Mitgliedstaaten müssen die Voraus-
setzungen für die vollständige Geltung des Gemeinschafts-
rechts in der erweiterten EU schaffen. Diesem Umstand
tragen verschiedene Übergangsbestimmungen im Beitritts-
vertrag vom 16. April 2003 Rechnung. Sie beziehen sich
keineswegs nur auf die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, son-
dern auf eine Vielzahl unterschiedlicher Rechtsgebiete. Die
Übergangsregelungen haben zum einen den Zweck, dass
die neuen Mitgliedstaaten bestimmte gemeinschaftsrecht-
liche Standards erst übernehmen müssen, wenn sie – an-
ders als zum Zeitpunkt des Beitritts – dazu in der Lage sind.
So müssen einige neue Mitgliedstaaten für den Umwelt-
und Energiesektor geltende Richtlinien der EU vorläufig
nicht oder nur in eingeschränktem Maße anwenden. Zum
zweiten dienen Übergangsregelungen dazu, die Bevölke-
rung auf die neue Situation vorzubereiten. So können ei-
nige neue Mitgliedstaaten beispielsweise den Erwerb von
Immobilien und landwirtschaftlichen Flächen durch Staats-
angehörige anderer Mitgliedstaaten über mehrere Jahre
beschränken.
Regelungen des Beitrittsvertrags zur 
Arbeitnehmerfreizügigkeit
Zum dritten erlauben es die Übergangsbestimmungen den
alten Mitgliedstaaten, ihre arbeitsmarkt- und wirtschaftspo-
litische Lage an die erweiterte Union anzupassen. In die-
sem Zusammenhang sind insbesondere die Übergangsbe-
stimmungen auf dem Gebiet der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer zu nennen. Nach dem Beitrittsvertrag können die
alten Mitgliedstaaten die Freizügigkeit gegenüber den
Staatsangehörigen der neuen Mitgliedstaaten – mit Aus-
nahme der Staatsangehörigen Maltas und Zyperns – wäh-
rend einer insgesamt siebenjährigen Frist beschränken. Die-
se Frist ist unterteilt in eine zwei- (1. Mai 2004 bis 30. April
2006), eine drei- (1. Mai 2006 bis 30. April 2009) und schließ-
lich eine weitere zweijährige Phase (1. Mai 2009 bis 30. April
2011) – sog. 2+3+2-Modell; spätestens ab dem 1. Mai 2011
wird die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit hergestellt sein.
Deutschland und Österreich dürfen zudem, solange sie die
Arbeitnehmerfreizügigkeit einschränken, die Entsendung
von Arbeitnehmern im Rahmen der grenzüberschreitenden
Erbringung einer Dienstleistung beschränken. Diese Be-
schränkungsmöglichkeit gilt allerdings nur in bestimmten,
besonders sensiblen Wirtschaftssektoren; in Deutschland
sind das die Sektoren Bau, Gebäudereinigung und Innen-
dekoration.
Während der ersten zweijährigen Phase haben die meisten
alten Mitgliedstaaten – mit Ausnahme des Vereinigten Kö-
nigreichs, Irlands und Schwedens – von den Übergangs-
bestimmungen Gebrauch gemacht; Deutschland und Ös-
terreich haben auch die Entsendung von Arbeitnehmern in
sensiblen Sektoren beschränkt.
Die Übergangsbestimmungen sind keine Besonderheit des
Beitritts der zehn neuen Mitgliedstaaten am 1. Mai 2004.
Auch bei den Erweiterungen der damaligen Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft um Griechenland im Jahr 1981
59. Jahrgang – ifo Schnelldienst 5/2006
7
Gerd Andres*
* Gerd Andres ist Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales.Zur Diskussion gestellt
sowie um Spanien und Portugal im Jahr 1986 galten Über-
gangsregelungen. Die seinerzeitigen Regelungen enthiel-
ten eine feste Frist von sieben Jahren, die im Falle Spa-
niens und Portugals nachträglich auf sechs Jahre verkürzt
wurde. Die Übergangsregelungen haben sich damals be-
währt und für eine geordnete Annäherung der neuen an
die alten Mitgliedstaaten gesorgt. Die jetzigen Übergangs-
regelungen mit ihrem 2+3+2-Modell sind eine intelligente
Fortentwicklung des damaligen Modells und erlauben ei-
ne noch größere Flexibilität. Auch der Beitrittsvertrag mit
Rumänien und Bulgarien enthält das 2+3+2-Modell. Eini-
ge Regierungen der neuen Mitgliedstaaten haben bereits
angekündigt, dass sie nach dem Beitritt Rumäniens und
Bulgariens ihrerseits von den Übergangsbestimmungen
Gebrauch machen werden. Damit erkennen auch sie an,
dass die Übergangsbestimmungen ein wirksames Instru-
ment zur schrittweisen Anpassung bei großem wirtschaft-
lichem und sozialem Gefälle zwischen unterschiedlichen
Staaten sind.
Entscheidung über die Phase vom 1. Mai 2006
bis zum 30. April 2009
Die Regierungen der alten Mitgliedstaaten müssen sich bis
zum 30. April 2006 entscheiden, ob sie in der zweiten (drei-
jährigen) Phase vom 1. Mai 2006 bis zum 30. April 2009
die Übergangsregelungen weiter anwenden wollen. Die Eu-
ropäische Kommission hat am 8. Februar 2006 einen Be-
richt über die Anwendung der Übergangsregelungen in der
ersten Phase vorgelegt. Sie kommt darin zu dem Schluss,
die Wanderungsbewegungen in die alten Mitgliedstaaten
seien sehr begrenzt gewesen; ein signifikanter Anstieg sei
auch bei Öffnung der Arbeitsmärkte nicht zu erwarten. Im
Übrigen hätten Wanderungsbewegungen in die alten Mit-
gliedstaaten positive Auswirkungen auf deren Wirtschaft.
Die Kommission legt es den alten Mitgliedstaaten nahe, ih-
re Arbeitsmärkte alsbald zu öffnen.
Die Mitteilung der Kommission ist ein wichtiger Beitrag zur
Diskussion über die Übergangsbestimmungen. Sie hat
aber zumindest eine wesentliche Schwäche: Sie blendet
die unterschiedliche arbeitsmarktpolitische und wirtschaft-
liche Situation der alten Mitgliedstaaten ebenso wie ihre
geographische Lage vollständig aus. Gerade diese beson-
deren Umstände aber sind für Deutschland ausschlag-
gebend:
Lage des deutschen Arbeitsmarktes
Die Arbeitslosigkeit ist in Deutschland trotz Zeichen der Bes-
serung noch immer viel zu hoch. Im Februar 2006 betrug
die Zahl der registrierten Arbeitslosen 5,048 Millionen, was
einer Arbeitslosenquote von 12,2% entspricht. Insbeson-
dere die regionale Verteilung der Arbeitslosigkeit macht deut-
lich, dass Deutschland weiterhin unter den wirtschaftlichen
Folgen der Wiedervereinigung leidet: Die an die neuen Mit-
gliedstaaten grenzenden Bundesländer Mecklenburg-Vor-
pommern, Brandenburg und Sachsen wiesen im Februar
2006 Arbeitslosenquoten von 21,9, 19,2 und 19,5% auf
und lagen damit weit über dem Bundesdurchschnitt. Auf-
schlussreich ist auch die qualifikationsspezifische Betrach-
tung des deutschen Arbeitsmarktes. Besonders hoch ist
die Arbeitslosigkeit unter nicht oder geringqualifizierten Per-
sonen. Gerade bei diesem Personenkreis aber wäre bei Öff-
nung des Arbeitsmarktes mit verstärkter Zuwanderung zu
rechnen. Das bestätigen Erfahrungen aus dem Vereinigten
Königreich. Nach den Erkenntnissen der britischen staatli-
chen Arbeitsvermittlung sind aus den neuen Mitgliedstaa-
ten insbesondere nicht oder geringqualifizierte Arbeitneh-
mer in das Vereinigte Königreich zugewandert und haben
dort Arbeitskräftemangel ausgeglichen. Besteht in einem
Sektor Arbeitskräftemangel, ist es gewiss wirtschafts- und
arbeitsmarktpolitisch förderlich, verstärkte Zuwanderung
zuzulassen. Bei hoher Arbeitslosigkeit aber ist nicht mit
positiven Effekten, sondern mit verstärkten Spannungen auf
dem Arbeitsmarkt und Druck auf die Löhne zu rechnen.
Eine solche Entwicklung kann die Bundesregierung nicht
zulassen.
Die Kommission weist in ihrer Mitteilung darauf hin, dass
Arbeitskräfte, die aus den neuen Mitgliedstaaten zuwan-
dern, in überdurchschnittlichem Maße im Bausektor tä-
tig seien. Mit ihrer Hilfe könnten daher Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, die sonst nicht besetzt werden könn-
ten. Auch mit dieser Schlussfolgerung trägt die Kommis-
sion der besonderen Situation in Deutschland nicht Rech-
nung. Gerade in der Baubranche ist die Beschäftigungs-
entwicklung ausgesprochen schwach. Während die Zahl
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insgesamt
von Ende Juni 2000 bis Ende Juni 2005 um 6,1% sank,
schrumpfte sie im Baugewerbe um 31,0%. Und obwohl
viele der Personen, die in der Baubranche ihre Arbeit ver-
loren haben, ihre Arbeitsplatzsuche nun auf andere Bran-
chen konzentrieren, registrierte die Bundesagentur für Ar-
beit im Jahresdurchschnitt 2005 ca. 240 000 Arbeitslo-
se, die einen Bauberuf suchten. Es besteht also nicht –
wie von der Kommission pauschal unterstellt – ein Ar-
beitskräftemangel, sondern ein starkes Arbeitskräfteüber-
angebot. Zudem ist die Branche u.a. durch die hohe Zahl
von grenzüberschreitenden Entsendungen besonders an-
fällig für Sozialdumping. Die Baubranche bedarf daher
weiterhin der Steuerung und zwar sowohl in Bezug auf
die dauerhafte Zuwanderung als auch die Entsendung
von Arbeitnehmern.
Die Inanspruchnahme der Übergangsregelungen ist folg-
lich arbeitsmarktpolitisch geboten. Auch wirtschaftspoli-
tisch ist sie vernünftig; sie behindert in keiner Weise den
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Außenhandel: Der Handel zwischen Deutschland und den
neuen Mitgliedstaaten hat sich weiter positiv entwickelt.
So ist der Anteil der deutschen Exporte in diese Länder
an den gesamten Exporten in der Zeit von 1994 bis 2004
von 5,0 auf 8,8% gestiegen. Allein im Jahr 2004 sind die
deutschen Ausfuhren in die neuen Mitgliedstaaten gegen-
über dem Vorjahr um 8,3% gewachsen. Gleichzeitig sind
in den letzten Jahren auch die Importe aus den neuen Mit-
gliedstaaten gestiegen. Diese Tendenz dürfte sich fort-
setzen.
Deutschland als Grenzland zu den neuen 
Mitgliedstaaten
Auch die besondere geographische Lage Deutschlands
muss berücksichtigt werden. Deutschland hat eine hun-
derte von Kilometern lange Grenze zu zweien der neuen
Mitgliedstaaten. Diese Lage macht Deutschland gerade
für Grenzgänger, die wochen- oder gar tageweise von
ihrem Heimatort nach Deutschland pendeln können, be-
sonders attraktiv. Untersuchungen der Europäischen Stif-
tung für die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen haben ergeben, dass Arbeitnehmer es als das
wichtigste Migrationshindernis betrachten, nicht den Kon-
takt zu ihrer Familie, ihren Freunden und ihrer persönli-
chen Umgebung verlieren zu wollen. Dieses Hindernis be-
steht für Grenzpendler nicht; die vollständige Öffnung des
deutschen Arbeitsmarktes würde daher auch unter die-
sem Gesichtspunkt zu deutlich verstärkter Arbeitsmigra-
tion führen.
Gezielte Steuerung des Zugangs zum 
Arbeitsmarkt
Die Steuerung der Migration aus den neuen Mitgliedstaa-
ten in den deutschen Arbeitmarkt bleibt damit notwendig.
Deutschland muss weiterhin sicherstellen, dass der Zu-
gang zum deutschen Arbeitsmarkt im wohlverstandenen
arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischen Interesse kontrol-
liert bleibt. Das heißt nicht, dass der deutsche Arbeitsmarkt
abgeschottet ist. Im Rahmen bilateraler Vereinbarungen
und des nationalen Zuwanderungsrechts bestanden schon
bisher und bestehen auch zukünftig hinreichende Zugangs-
möglichkeiten zum deutschen Arbeitsmarkt. Im Jahr 2005
waren allein als Saisonarbeitnehmer ca. 325 000 Perso-
nen aus den neuen Mitgliedstaaten in Deutschland be-
schäftigt. Auch die eingangs erwähnten Werkvertragsab-
kommen werden, soweit nicht bereits in vollem Umfang die
Dienstleistungsfreiheit gilt, d.h. insbesondere in der Bau-
branche, weiter angewandt. Etwa 100 000 Staatsange-
hörige der neuen Mitgliedstaaten sind in Deutschland so-
zialversicherungspflichtig beschäftigt. Gemäß der Mittei-
lung der Europäischen Kommission betrug die Zahl der
an Arbeitskräfte aus den neuen Mitgliedstaaten erteilten
Arbeitsgenehmigungen 0,9% der Gesamtzahl der Beschäf-
tigten in Deutschland. Damit liegt die Migration nach
Deutschland nicht signifikant über oder unter der Migrati-
on in andere alte Mitgliedstaaten. Das verdeutlicht, dass
der deutsche Arbeitsmarkt nicht abgeschottet ist, zugleich
aber eine übermäßige Migration durch die Anwendung des
nationalen Rechts und der bilateralen Vereinbarungen ver-
hindert werden konnte.
Das nationale Zuwanderungsrecht ist auch hinreichend
flexibel, um den Bedarf nach Fachkräften insbesondere
mit hochqualifizierten und qualifizierten Arbeitnehmern aus
den neuen Mitgliedstaaten zu decken. Dies ist leider viel
zu wenig bekannt. So enthält das Zuwanderungsgesetz
etwa mit § 39 Absatz 6 des Aufenthaltsgesetzes eine spe-
zielle Zulassungsmöglichkeit für Staatsangehörige aus den
neuen EU-Staaten. Danach können diese von der Bun-
desagentur für Arbeit für eine Beschäftigung zugelassen
werden, die eine qualifizierte mindestens dreijährige Be-
rufsausbildung voraussetzt, sofern hierfür keine inländi-
schen Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Sie haben da-
mit Vorrang vor einer möglichen Zulassung von Drittstaats-
angehörigen und sind – anders als neueinreisende Dritt-
staatsangehörige – nicht auf bestimmte wenige Bereiche
beschränkt; ihnen stehen alle Berufsgruppen und Wirt-
schaftszweige offen.
Weiteres Vorgehen der Bundesregierung
Aus den dargestellten Gründen wird Deutschland die
Übergangsregelungen im Zeitraum vom 1. Mai 2006 bis
zum 30. April 2009 weiter in Anspruch nehmen. Das gilt
für die Arbeitnehmerfreizügigkeit ebenso wie die Entsen-
dung von Arbeitnehmern bei der Erbringung einer grenz-
überschreitenden Dienstleistung in den Branchen Bau,
Innendekoration und Gebäudereinigung. Das hat das Bun-
deskabinett bereits in seiner Sitzung am 8. Februar 2006
festgehalten. In der Sitzung am 22. März 2006 wird das
Kabinett einen entsprechenden förmlichen Beschluss fas-
sen. Anschließend wird die Bundesregierung ihre Ent-
scheidung, wie im Beitrittsvertrag vorgeschrieben, der
Kommission mitteilen. Diese Entscheidung der Bundes-
regierung wird im Übrigen von den Sozialpartnern mit-
getragen.
Spätestens im Jahr 2011 wird gegenüber den Staatsan-
gehörigen der neuen Mitgliedstaaten vollständige Frei-
zügigkeit herrschen. Alle Mitgliedstaaten sind aufgefor-
dert, ihre Arbeitsmärkte entsprechend vorzubereiten. Die
Bundesregierung nimmt diese Aufgabe sehr ernst. Schon
in der letzten Legislaturperiode wurden im Rahmen der
Agenda 2010 umfangreiche Arbeitsmarktreformen durch-
geführt.
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Für die neue Legislaturperiode hat sich die Bundesregie-
rung weitere Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesserung
der Lage am Arbeitsmarkt vorgenommen. Es soll verstärkt
jungen und älteren Menschen der Zugang bzw. der Wie-
derzugang zum Arbeitsmarkt ermöglicht werden. Bundes-
minister Franz Müntefering hat insbesondere mit der
»Initiative 50plus« ein integriertes Konzept zur Verbesserung
der Beschäftigungschancen Älterer angekündigt. Zudem
will die Bundesregierung gezielt die Beschäftigung gering-
qualifizierter Arbeitnehmer fördern; hierzu wird eine Arbeits-
gruppe auch die Wechselwirkungen mit dem Steuer- und
Abgabensystem einbeziehen. Für 2007 ist auf der Grund-
lage des Abschlussberichts zur Hartz-Evaluierung eine Neu-
ausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente vor-
gesehen. Es bleibt eine der großen Aufgaben aller gesell-
schaftlichen Kräfte, die Arbeitslosigkeit in Deutschland deut-
lich zu senken. Darin liegt zugleich die beste Vorbereitung
für die vollständige Herstellung der Freizügigkeit bis zum
Jahr 2011.
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